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Erst vertrieben, dann zwangsrekrutiert

    Beim Lesen des Beitrags „Ein Loch gegen den Steppenwind“ von Siegfried Thielbeer (F.A.Z. vom 22. April) nahm ich mit einiger Verwunderung zur Kenntnis, daß der in den dreißiger Jahren gebräuchliche Begriff „Volksdeutsche“ in Ihrer Zeitung heute für die Bezeichnung der deutschen Minderheit in den Ländern der GUS verwendet wird. Dazu möchte ich feststellen, daß diese sich selbst weder im Russischen Reich beziehungsweise in der Sowjetunion noch heute als „Volksdeutsche“ definieren. Sie bezeichneten sich in erster Linie als Wolgadeutsche, Schwarzmeerdeutsche, Transkaukasusschwaben, Mennoniten und so weiter; eine Zeitlang nannte man sie alle offiziell „Sowjetdeutsche“. Derzeitig ist der Oberbegriff der „Rußlanddeutschen“ sowohl unter den Vertretern dieser Minderheit als auch unter Wissenschaftlern am geläufigsten.

    Zum anderen bringt der Autor einige geschichtliche Abläufe durcheinander Nach dem Regierungserlaß vom 28. August 1941, der die Deportation der Wolgadeutschen einleitete, kam es zu der Verabschiedung einer weiteren Reihe von Verordnungen, die die Vertreibung der ortsansässigen sowjetischen Bürger deutscher Herkunft in Gang setzte: Am 8. September 1941, zum Beispiel, erging der Deportationsbefehl für die Moskauer Deutschen, einige Tage später, am 22. September, wurde die Umsiedlung der Deutschen aus den noch nicht okkupierten Teilen der Ukraine angeordnet, und am 8.

Oktober mußten sie ihre Heimatorte aus dem Transkaukasus verlassen. Bis Ende des Jahres 1941 wurden insgesamt 799 460 „Sowjetdeutsche“ aus dem europäischen Teil der UdSSR direkt ohne Zwischenstopp nach Sibirien und Kasachstan deportiert. Von diesen Vertreibungsorten aus hob man im Laufe der Jahre 1942/43 etwa 350 000 Deutsche - Männer, Frauen und Jugendliche - zu Zwangsarbeit aus. Man nötigte sie zu schwerer körperlicher Arbeit beim Bau von Eisenbahnlinien, Fabriken, Werken der Bunt- und Schwarzmetallindustrie, beim Holzeinschlag, der Kohle- und Erdölförderung und bei anderen Wirtschaftsvorhaben. So befanden sich 1943 in den Kohlegruben von Karaganda um die 6860 mobilisierte Deutsche, sogenannte Trudarmisten. Wesentlich mehr rußlanddeutsche Zwangsarbeiter wurden allerdings auf dem Ural auf rüstungsrelevanten Industrieobjekten eingesetzt. So verzeichnetet man Ende 1942 allein auf der Großbaustelle zur Errichtung des Tscheljabinsker Hüttenkombinats 28 630 „Trudarmisten", von denen gemäß der Lagerstatistik 840 Tote nur im Dezember zu beklagen waren.

    Ich meine, daß diese Problematik eine ernsthaftere Auseinandersetzung verdient, um so mehr, als hier in Deutschland unter Millionen Bundesbürgern rußlanddeutscher Herkunft noch Zehntausende ehemalige Zwangsarbeiter leben.
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